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Antwort gebenEine Milliarde will die Ampel sparen – und dafür die Bauern auf Diät setzen V O N J A K O B R A N K E

dementsprechend, aus ökonomischer Sicht
KOLUMNE

Vor der KrippeSeit 1922 steuerfrei - vorbei?
Helfen Sie mit, Papst und Jugend zusammenzuhalten!

„Dran bleiben!“
DerWeltjugendtag in Lissabon bedeutete für viele Jugendliche ei
herausragendes Ereignis in ihremGlaubensleben. Sie sind Papst
Franziskus begegnet und begeistert nach Hause zurückgekehrt.
Im Glauben gestärkt, das ErlebnisWeltkirche „imGepäck“.

Jetzt heißt es: Dran bleiben!
Damit der Funke der Begeisterung nicht verlischt.

Mancher wünscht sich einTagespost-Abo, umweiter über die
Verkündigung des Papstes informiert zu sein. Doch sie sind jung,
stehenmitten in der Ausbildung, im Studium oder haben gerade
eine Familie gegründet. Da ist Geld knapp.

Helfen Sie, diesen jungen Leuten ein Abo zu finanzieren. Unter-
stützen Sie unsereAktion „Dran bleiben“. Das Jahresabo kostet
200,40 €. Siemöchten unsere Aktion unterstützen, aber einen
kleineren Beitrag leisten? Auch dafür danken wir Ihnen herzlich!

Überweisen Sie unter dem Stichwort „Dran bleiben“ einen Betrag
IhrerWahl auf unser Konto bei derCommerzbankWürzburg,
IBANDE74 7908 0052 0335 0277 00.

Für Überweisungen aus demAusland lautet die Bankverbindung
PostFinance, Bern,
IBAN CH49 0900 0000 1582 1557 6, BIC POFICHBEXXX.

Ja, ich möchte Ihre Aktion „Dran bleiben“
unterstützen und übernehme ein 1-Jahres-Abonnement
der Tagespost zum Preis von 200,40 €
für einen jungen Menschen Ihrer Wahl. Ich bleibe anonym.
Die Zustellung endet nach einem Jahr automatisch,
es bedarf keiner Kündigung.

Coupon senden an:
Johann Wilhelm Naumann

Verlag GmbH
Stichwort: „Dran bleiben“

Berner Str. 2
D-97084 Würzburg
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V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Jedes Jahr zu Weihnachten, im Angesicht
des Kindes in der Krippe und in Anbetung
des menschgewordenenen Gottes, geht es
um Frage und Antwort. Gott im Kind
Jesus fragt den Menschen – die Hirten
und die Könige und uns alle – ganz kon-
kret: Was willst Du mir schenken? Was
willst Du mir geben? Was willst Du für
mich tun? Was willst Du für den Men-
schen tun? Und er erwartet unsere Ant-
wort, ganz konkret: Dies oder jenes will
und werde ich für Dich und für den Men-
schen tun! Also was?
Antwort geben heißt: Verantwortung leis-
ten, sich Rechenschaft geben, sich der Be-
urteilung aussetzen, auch sich richten las-
sen. Das gehört zum Kern des christlichen
Glaubens: Gott wird Gericht halten und
Rechenschaft fordern. Wenn bei der jüngs-
ten Kirchenmitgliedschaftsuntersuchung
der evangelischen und katholischen Kirche
in Deutschland vom November 2023 fast
80 Prozent der Befragten ein endgültiges
Gericht nach dem Tod ablehnten, dann ist
die massive Verdunstung des konkreten
Glaubens an Gott ganz deutlich sichtbar.
Denn unser Glaube an Gott und im Ange-
sicht der Krippe richtete sich ja nicht auf
einen Erfinder von gemütvollen Volkslie-
dern oder einen Arrangeur von gemüt-
lichem Beisammensein. Im Gegenteil: Vor
der Krippe wird es ernst, nicht sonderlich
gemütlich. So ernst wie es mit Adam wur-
de, als Gott ihn fragte „Wo bist Du?“ (und
die Antwort „Bei der diesjährigen Weih-
nachtsfeier“ oder „Beim Ausschlafen“
schlicht deplatziert gesehen wäre). So
ernst wie es mit Kain wurde, als Gott ihn
fragte „Wo ist Dein Bruder Abel?“ und die
Antwort bekanntermaßen allzu unzurei-
chend war. So ernst fragt nach christ-
lichem Glauben Gott jeden von uns aus
der Krippe: „ Was hast Du getan?“ Bisher,
im Augenblick, und was wirst Du in der
Zukunft tun? Für mich und den Menschen.
Gott in der Krippe im windschiefen Stall
ist um seinen Haushalt, seine Ökonomie
besorgt. Denn dafür ist seit der Erschaf-
fung der Welt der Mensch zuständig, und
seitdem ist einiges gründlich daneben ge-
gangen: Mord und Totschlag und Korrup-
tion und Missgunst. Jetzt kommt Gott
wieder, zum letzen Mal vor dem endgülti-
gen Gericht, um uns ein letztes Mal zu
fragen: Habt Ihr verstanden, worauf es mir
ankommt? Dass der Mensch im Haus der
Welt, im Vorraum der Ewigkeit gedeihen
und blühen kann? Habt Ihr genügend ver-
standen und eifrig nachgedacht, worauf es
im Sozialstaat ankommt?
Ohne Gericht und Rechenschaft geht es
nicht, weder in der Bibel noch bei Im-
manuel Kant, das wussten die Väter und
Mütter des Grundgesetzes, als sie die Prä-
ambel formulierten: „In Verantwortung
vor Gott…“ Das heißt: Niemand von uns
verwaltet einfach nur sich selbst und seine
Aktien und wird am Ende still als Asche
verstreut. Jeder gelangt vor den, der ihn
einst zur guten Verwaltung der Welt und
zur Behütung des Mitmenschen losschick-
te und auf beste Bewältigung dieser Auf-
gabe vertraute. Und dieser Gott wird uns
fragen, ob sein Vertrauen in uns gerecht-
fertigt war und seine Erwartung nicht ent-
täuscht wurde. Gebe das Kind in der Krip-
pe, dass wir ernsthaft und liebevoll diesem
Kind helfen bei der Vorbereitung der
Ewigkeit. Denn das wird von uns sehn-
süchtig erwartet!

Der Autor ist Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle (KSZ). Die Kolumne erscheint
in Kooperation mit der KSZ. Foto: KNA
Ö
zdemir müsste genauso wie der
Rest der Truppe zurücktreten!“
Wenn es um die Auswirkungen
grüner Agrarpolitik geht, sieht

Deutschlands bekanntester (Ex-)Landwirt
rot. „Diese Agrarpolitik ist total gescheitert,
genauso wie die gesamte Ampel“, befindet
Hubert Aiwanger, heute bayerischer Wirt-

men mit den nationalen Subventionen, zu
denen neben Agrardiesel und Kfz-Steuer-
befreiung auch Erleichterungen bei der
Einkommenssteuer zählen, machen der-
artige Zuschüsse nach Behördenangaben
zwischen 41 und 62 Prozent des landwirt-
schaftlichen Einkommens bei hauptberufli-
chen Landwirten aus. Noch deutlich höher

noch negativer. Erklärter Zweck der Agrar-
dieselsubvention, die auf ein Gesetz aus
dem Jahr 1967 zurückgeht, sei es, die Wett-
bewerbsfähigkeit der land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebe zu sichern. Diese kön-
ne so zwar tatsächlich gesteigert werden, je-
doch um den Preis eines verstärkten Einsat-
zes von Diesel, was „insbesondere unter
schaftsminister mit bundespolitischen Am-
bitionen. „Das trifft jeden Bauern mit meh-
reren tausend Euro pro Jahr“, versichert
Aiwanger gegenüber der „Welt“. Existenzen
seien dann gefährdet, die Wettbewerbsfä-
higkeit gerade gegenüber der europäischen
Konkurrenz geschwächt.

Mit seinen düsteren Prognosen bezieht
sich Aiwanger auf die geplanten Subven-
tionsstreichungen, mit denen die Ampelre-
gierung ihren Bundeshaushalt 2024 schul-
denbremsenkonform aufstellen will. Die
Sparpläne sehen unter anderem vor, etwa
eine Milliarde Euro durch den Wegfall der
Steuervergünstigung für Agrardiesel und
der Kfz-Steuerbefreiung für landwirt-
schaftliche Zugmaschinen einzusparen.
Zwar haben sich mittlerweile sowohl die
FDP als auch Landwirtschaftsminister
Cem Özdemir (Grüne) selbst offen für eine
Rücknahme der Kürzung gezeigt. Doch bis-
lang ist unklar, wie sonst gespart werden
soll, weshalb mit den Einbußen gerechnet
werden muss.

Die Ankündigungen treffen eine Branche,
die wie keine zweite von Subventionen lebt.
Quelle des Geldsegens ist dabei in erster Li-
nie die Europäische Union, die für Agrar-
und Fischereisubventionen rund ein Drittel
ihres regulären Budgets ausgibt; für
Deutschland bedeutet das etwa sechs Mil-
liarden Euro Förderung pro Jahr. Zusam-
soll dieser Anteil bei den Nebenerwerbs-
landwirten sein.

Übermäßig gut geht es den deutschen
Bauern trotzdem nicht. Die wirtschaftli-
chen Ergebnisse sind naturgemäß, aber
auch aufgrund von Sondereinflüssen, etwa
durch den Ukrainekrieg, stark volatil. Nach
Zahlen des Deutschen Bauernverbandes
ging es zuletzt wieder bergauf: Pro Land-
wirt erwirtschafteten die Betriebe im Wirt-
schaftsjahr 2022/2023 rund 82 000 Euro –
eine satte Steigerung verglichen mit dem
Ertrag von durchschnittlich 38 000 Euro
zwei Jahre zuvor. Für den Verbandspräsi-
denten Joachim Rukwied kommt die Strei-
chung zur Unzeit. Wenige Tage vor Be-
kanntwerden der Entscheidung hieß es in
einer Pressemitteilung: „Die aktuelle Haus-
haltskrise darf auf keinen Fall dazu führen,
dass zusätzliche Sparmaßnahmen im Ag-
rarsektor vorgenommen werden. Es muss
jetzt alles dafür getan werden, den Struktur-
wandel abzubremsen und Investitionen in
die Zukunft der Landwirtschaft zu fördern.“

Für Ökonomen ist dagegen weniger klar,
ob Strukturwandel in der Landwirtschaft –
de facto sind damit Betriebsaufgaben und
der Trend zu größeren Einheiten gemeint –
grundsätzlich abgebremst werden sollte.
Jahrzehntelange massive Subventionierung
gilt generell eher nicht als Ausweis kosten-
effektiver Wirtschaftspolitik und steht all-
spreche prinzipiell wenig für Agrarsubven-
tionen. Gerechtfertigt werden könnten die-
se wenn dann eher zur Erreichung gesell-
schaftlicher Ziele wie der Pflege der Kul-
turlandschaft.

Die Subventionen, die jetzt auf der Ab-
schussliste stehen, bewerten die Autoren
Anzeige

Umweltgesichtspunkten problematisch“
sei, und vor allem bei großen Betrieben
wirksam werde.

Ziel der Ausnahme von Zugmaschinen
(vulgo Traktoren) von der Kfz-Steuer, die
gar seit 1922 besteht, ist demgegenüber die
„Förderung der Motorisierung der Land-
und Forstwirtschaft“. Da dieses aber bereits
erreicht sei, stehe im Vordergrund die damit
verbundene Stärkung des wirtschaftlichen
Wohlstandes, der Versorgungssicherheit
und des sozialen Zusammenhalts, so die
Autoren. Dazu sei die Maßnahme „ganz of-
fensichtlich nicht das am besten geeignete
und unter Kosten-Nutzen-Gesichtspunk-
ten effiziente Instrument“. Zudem sei der
Erfolg schwer messbar; umweltpolitische
Ziele würden konterkariert.

Die Studienergebnisse dürften in Berlin
nicht unbekannt gewesen sein. Jedenfalls
finden sie sich auch im Subventionsbericht
der Bundesregierung. Gut möglich, dass die
Ampelkoalitionäre den auf der Suche nach
Einsparungsmöglichkeiten durchforsteten
– und dabei auf die beiden eher dürftig be-
werteten, dennoch großvolumigen Lang-
zeitsubventionen stießen. Ein Vorgehen,
das, sollte es sich so zugetragen haben, dem
Bundesrechnungshof eigentlich genauso
Freude bereiten müsste wie dem Steuer-
zahler. Ausgenommen den, der sein Geld in
der Landwirtschaft verdient.
gemein im Ruf effizienzmindernde Markt-
verzerrungen zu erzeugen und notwendige
Anpassungen zu verhindern. In einer Studie
führender Wirtschaftsforschungsinstitute
zur Evaluierung bestehender Steuerver-
günstigungen aus dem Jahr 2019 heißt es

Zufriedenheit mit der Regierung sieht
anders aus: Bauerndemo in Berlin.
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